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Die Woche im Arbeitsrecht

// Im Blickpunkth

Die Auswirkungen des Nichtraucherschutzes durch gesetzliche Rauchverbote sind vielf�ltig: W�hrend das BVerfG ange-

halten ist, �ber die Verfassungsm�ßigkeit einiger Landesnichtraucherschutzgesetze zu entscheiden (1 BvR 3262/07, 1 BvR

402/08 und 1 BvR 906/08), haben viele Aktiengesellschaften f�r die ausstehenden Hauptversammlungen schlichtweg

vers�umt, Raucherzonen einzurichten (HB vom 4.5.2008). Dabei k�nnen die Aktion�re nicht einfach den Pr�senzbereich

verlassen, da sie damit einen Anfechtungsgrund liefern k�nnen. Uhl/Polloczek er�rtern die Auswirkungen des Passivrauch-

schutzgesetzes auf den Betrieb und Entzer/Sauer den Nichtraucherschutz im Hotel- und Gastst�ttengewerbe.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Oliver Simon, RA,

FAArbR, Partner bei CMS

Hasche Sigle in Stuttgart

Neue Spielregeln f�r betriebliche
Rauchverbote

Das gesetzliche Rauchverbot in Gastst�tten ist

ein allgegenw�rtiges Thema. Die Medien be-

sch�ftigt es fast t�glich, Gastst�ttenbesucher

habenbereits praktisch in positiver oder nega-

tiver Hinsicht Bekanntschaft mit dem Rauch-

verbot gemacht. Weit weniger beachtet ist,

dass im Zuge der Anstrengungen f�r den

Nichtraucherschutz auch die gesetzlichen Be-

stimmungen �ber Rauchverbote im Betrieb

ge�ndert wurden. Der gesetzliche Arbeits-

schutz verpflichtet den Arbeitgeber seit

1.9.2007, ein allgemeines oder auf bestimmte

Teile der Arbeitsst�tte beschr�nktes Rauchver-

bot zu erlassen, wenn dies erforderlich ist (§ 5

Abs. 1 S. 2 ArbSt�ttVO). Dadurch ger�t eine f�r

die Praxis sichere Erkenntnis ins Wanken: Der

Betriebsrat durfte bislang bei jedem Erlass ei-

nes betrieblichen Rauchverbotes nach § 87

BetrVG mitbestimmen. Nach der gesetzlichen

Neuregelung der Arbeitsst�ttenverordnung

sollte dies richtigerweise nichtmehr gelten. Es

fehlt an dem f�r ein Mitbestimmungsrecht er-

forderlichen Regelungsspielraum des Arbeit-

gebers, ist er doch zum Erlass eines Rauchver-

botes verpflichtet, wenn es erforderlich ist. Die

Frage, ob ein Rauchverbot erforderlich ist oder

nicht, ist eine Rechtsfrage, die nicht der Rege-

lungsmacht von Arbeitgeber und Betriebsrat

unterliegt.DerArbeitgeber kanndeshalbohne

Zustimmung des Betriebsrats entscheiden, ob

er im Betrieb ein Rauchverbot einf�hrt oder

nicht. Der anzuwendende Maßstab der Erfor-

derlichkeit ist gerichtlich �berpr�fbar. Die n�-

here Ausgestaltung (das Wie), insbesondere

die grunds�tzlich vorzusehenden Ausweich-

m�glichkeiten f�r Raucher (z.B. Raucherzim-

mer, Raucherecke, Raucherpl�tze im Freien),

bed�rfen indes weiterhin der Mitbestim-

mung des Betriebsrats. Ob auch die Recht-

sprechung dem hier vertretenen Standpunkt

folgt bleibt abzuwarten. Es gibt jedenfalls

gute Gr�nde, dass die bisherige Rechtspre-

chung des Bundesarbeitsgerichts (BAG vom

19.1.1999, 1 AZR 499/98, BB 1999, 1380) zur

Mitbestimmungspflichtigkeit der Einf�hrung

eines Rauchverbots im Betrieb �berholt ist.

Entscheidungen
BAG: Blitzaustritt aus Arbeitgeberverband

Die unmittelbare und zwingende Wirkung von

Tarifnormen bei beiderseitiger Tarifgebundenheit

kann nicht durch ung�nstigere arbeitsvertrag-

liche Vereinbarungen beseitigt werden. Dabei

bleibt es auch bei einem Ausscheiden des Arbeit-

gebers aus dem Arbeitgeberverband. Der zum

Zeitpunkt seines Austritts vollwirksame Tarifver-

trag gilt weiter zwingend, bis er geendet hat

oder ge�ndert worden ist. Danach wirken die

Normen des Tarifvertrages nur noch nach und

k�nnen durch eine einzelvertragliche andere Ab-

machung abge�ndert werden. Diese Nachwir-

kung tritt aber auch unabh�ngig davon, ob der

Arbeitgeber noch tarifgebunden ist, immer dann

ein, wenn der Tarifvertrag durch K�ndigung oder

infolge Fristablaufs geendet hat.
(Quelle: PM BAG vom 7.5.2008)

BAG: Wirksamkeit eines Aufhebungs-

vertrags und Wiedereinstellungsanspruch

Macht ein Arbeitnehmer die Unwirksamkeit eines

Aufhebungsvertrags geltend und verlangt er hilfs-

weise seineWiedereinstellung, handelt es sich um

unterschiedliche Streitgegenst�nde. Zum einen

geht es um die Wirksamkeit der Beendigung und

zumandern umdie Begr�ndung eines Arbeitsver-

h�ltnisses. Setzt sichderKl�ger innerhalbderBeru-

fungsbegr�ndungsfrist nicht mit der Begr�ndung

des Arbeitsgerichts zum Wegfall der Gesch�fts-

grundlage auseinander, ist die Berufung hinsicht-

lichdesWiedereinstellungsanspruchsunzul�ssig.
(Quelle: PM BAG vom 8.5.2008)

LAG Berlin: Weiterbesch�ftigung bei

Privatisierung

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

20.2.2008 – 15 TaBV 2434/07 – wie folgt: Werden

im Rahmen der Privatisierung eines kommunalen

Krankenhauses die dort besch�ftigten Beamten

auf Dauer dem privaten Tr�ger zugewiesen, wo-

bei gleichzeitig eine Beurlaubung im Beamten-

verh�ltnis und die Begr�ndung eines befristeten

Arbeitsverh�ltnisses erfolgt, so stellt schon allein

die Weiterbesch�ftigung dieser Beamten nach

Ablauf des befristeten Arbeitsverh�ltnisses eine

Einstellung i. S.d. § 99 BetrVG dar.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1113-1

unterwww.betriebs-berater.de

Zu Personal�berleitungsvertr�gen demn�chst

der Aufsatz von Lipinski.

LAG N�rnberg: Befristeter

Verl�ngerungsvertrag

Das LAG entschied in seinemUrteil vom19.3.2008

– 4 Sa 673/07 – wie folgt: Soweit objektiv die Vo-

raussetzungendes§ 14Abs. 2S. 1und2TzBfGvor-

liegen, kann sich ein Verl�ngerungsvertrag gem�ß

§ 14Abs. 2S. 1Hs.2TzBfGzeitlichauchaneineBe-

fristung mit sachlichem Grund anschließen.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1113-2

unterwww.betriebs-berater.de

LAG K�ln: Zust�ndigkeit von Konzern- und

Gesamtbetriebsrat

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

28.1.2008 – 14 TaBV 70/07 – wie folgt: Sind meh-

rere Betriebe und Unternehmen eines Konzerns

in einem Geb�ude untergebracht, ergibt sich da-

raus allein nicht die Notwendigkeit einer einheit-

lichen Regelung in Bezug auf Arbeitsschutztatbe-

st�nde.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1113-3

unterwww.betriebs-berater.de
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